
Abschnitt 3aAbschnitt 3a

Anerkennung von Forschungseinrichtungen und Abschluss vonAnerkennung von Forschungseinrichtungen und Abschluss von

AufnahmevereinbarungenAufnahmevereinbarungen

§ 38a Voraussetzungen für die Anerkennung von Forschungseinrichtungen§ 38a Voraussetzungen für die Anerkennung von Forschungseinrichtungen

(1) Eine öffentliche oder private Einrichtung soll auf Antrag zum Abschluss von(1) Eine öffentliche oder private Einrichtung soll auf Antrag zum Abschluss von

Aufnahmevereinbarungen oder von entsprechenden Verträgen nach § 18d Absatz 1Aufnahmevereinbarungen oder von entsprechenden Verträgen nach § 18d Absatz 1

Satz 1 Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes anerkannt werden, wenn sie im InlandSatz 1 Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes anerkannt werden, wenn sie im Inland

Forschung betreibt. Forschung ist jede systematisch betriebene schöpferische undForschung betreibt. Forschung ist jede systematisch betriebene schöpferische und

rechtlich zulässige Tätigkeit, die den Zweck verfolgt, den Wissensstand zurechtlich zulässige Tätigkeit, die den Zweck verfolgt, den Wissensstand zu

erweitern, einschließlich der Erkenntnisse über den Menschen, die Kultur und dieerweitern, einschließlich der Erkenntnisse über den Menschen, die Kultur und die

Gesellschaft, oder solches Wissen einzusetzen, um neueGesellschaft, oder solches Wissen einzusetzen, um neue

Anwendungsmöglichkeiten zu finden.Anwendungsmöglichkeiten zu finden.

(2) Der Antrag auf Anerkennung ist schriftlich beim Bundesamt für Migration und(2) Der Antrag auf Anerkennung ist schriftlich beim Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge zu stellen. Er hat folgende Angaben zu enthalten:Flüchtlinge zu stellen. Er hat folgende Angaben zu enthalten:

1. Name, Rechtsform und Anschrift der Forschungseinrichtung,1. Name, Rechtsform und Anschrift der Forschungseinrichtung,

2. Namen und Vornamen der gesetzlichen Vertreter der Forschungseinrichtung,2. Namen und Vornamen der gesetzlichen Vertreter der Forschungseinrichtung,

3. die Anschriften der Forschungsstätten, in denen Ausländer, mit denen3. die Anschriften der Forschungsstätten, in denen Ausländer, mit denen

Aufnahmevereinbarungen oder entsprechende Verträge abgeschlossen werden,Aufnahmevereinbarungen oder entsprechende Verträge abgeschlossen werden,

tätig werden sollen,tätig werden sollen,

4. einen Abdruck der Satzung, des Gesellschaftsvertrages, des Stiftungsgeschäfts,4. einen Abdruck der Satzung, des Gesellschaftsvertrages, des Stiftungsgeschäfts,

eines anderen Rechtsgeschäfts oder der Rechtsnormen, aus denen sich Zweck undeines anderen Rechtsgeschäfts oder der Rechtsnormen, aus denen sich Zweck und

Gegenstand der Tätigkeit der Forschungseinrichtung ergeben, sowieGegenstand der Tätigkeit der Forschungseinrichtung ergeben, sowie

5. Angaben zur Tätigkeit der Forschungseinrichtung, aus denen hervorgeht, dass5. Angaben zur Tätigkeit der Forschungseinrichtung, aus denen hervorgeht, dass

sie im Inland Forschung betreibt.sie im Inland Forschung betreibt.

Bei öffentlichen Einrichtungen sind die Angaben zu Satz 2 Nummer 4 und 5 nichtBei öffentlichen Einrichtungen sind die Angaben zu Satz 2 Nummer 4 und 5 nicht

erforderlich. Im Antragsverfahren sind amtlich vorgeschriebene Vordrucke,erforderlich. Im Antragsverfahren sind amtlich vorgeschriebene Vordrucke,

Eingabemasken im Internet oder Dateiformate, die mit allgemein verbreitetenEingabemasken im Internet oder Dateiformate, die mit allgemein verbreiteten

Datenverarbeitungsprogrammen erzeugt werden können, zu verwenden. DasDatenverarbeitungsprogrammen erzeugt werden können, zu verwenden. Das

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge stellt die jeweils gültigen Vorgaben nachBundesamt für Migration und Flüchtlinge stellt die jeweils gültigen Vorgaben nach

Satz 3 auch im Internet zur Verfügung.Satz 3 auch im Internet zur Verfügung.

(3) Die Anerkennung kann von der Abgabe einer allgemeinen Erklärung nach § 18d(3) Die Anerkennung kann von der Abgabe einer allgemeinen Erklärung nach § 18d

Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes und dem Nachweis der hinreichendenAbsatz 3 des Aufenthaltsgesetzes und dem Nachweis der hinreichenden



finanziellen Leistungsfähigkeit zur Erfüllung einer solchen Verpflichtung abhängigfinanziellen Leistungsfähigkeit zur Erfüllung einer solchen Verpflichtung abhängig

gemacht werden, wenn die Tätigkeit der Forschungseinrichtung nicht überwiegendgemacht werden, wenn die Tätigkeit der Forschungseinrichtung nicht überwiegend

aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. Das Bundesamt für Migration undaus öffentlichen Mitteln finanziert wird. Das Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge kann auf Antrag feststellen, dass eine ForschungseinrichtungFlüchtlinge kann auf Antrag feststellen, dass eine Forschungseinrichtung

überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert wird oder dass die Durchführungüberwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert wird oder dass die Durchführung

eines bestimmten Forschungsprojekts im öffentlichen Interesse liegt. Eine Liste dereines bestimmten Forschungsprojekts im öffentlichen Interesse liegt. Eine Liste der

wirksamen Feststellungen nach Satz 2 kann das Bundesamt für Migration undwirksamen Feststellungen nach Satz 2 kann das Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge im Internet veröffentlichen.Flüchtlinge im Internet veröffentlichen.

(4) Die Anerkennung soll auf mindestens fünf Jahre befristet werden.(4) Die Anerkennung soll auf mindestens fünf Jahre befristet werden.

(4a) Die Absätze 1 bis 4 gelten weder für staatliche oder staatlich anerkannte(4a) Die Absätze 1 bis 4 gelten weder für staatliche oder staatlich anerkannte

Hochschulen noch für andere Forschungseinrichtungen, deren TätigkeitHochschulen noch für andere Forschungseinrichtungen, deren Tätigkeit

überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. Diese Hochschulen undüberwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. Diese Hochschulen und

Forschungseinrichtungen gelten als anerkannte Forschungseinrichtungen.Forschungseinrichtungen gelten als anerkannte Forschungseinrichtungen.

(5) Eine anerkannte Forschungseinrichtung ist verpflichtet, dem Bundesamt für(5) Eine anerkannte Forschungseinrichtung ist verpflichtet, dem Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge unverzüglich Änderungen der in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bisMigration und Flüchtlinge unverzüglich Änderungen der in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis

3 genannten Verhältnisse oder eine Beendigung des Betreibens von Forschung3 genannten Verhältnisse oder eine Beendigung des Betreibens von Forschung

anzuzeigen.anzuzeigen.

§ 38b Aufhebung der Anerkennung§ 38b Aufhebung der Anerkennung

(1) Die Anerkennung ist zu widerrufen oder die Verlängerung ist abzulehnen, wenn(1) Die Anerkennung ist zu widerrufen oder die Verlängerung ist abzulehnen, wenn

die Forschungseinrichtungdie Forschungseinrichtung

1. keine Forschung mehr betreibt,1. keine Forschung mehr betreibt,

2. erklärt, eine nach § 18d Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Aufenthaltsgesetzes2. erklärt, eine nach § 18d Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Aufenthaltsgesetzes

abgegebene Erklärung nicht mehr erfüllen zu wollen oderabgegebene Erklärung nicht mehr erfüllen zu wollen oder

3. eine Verpflichtung nach § 18d Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des3. eine Verpflichtung nach § 18d Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des

Aufenthaltsgesetzes nicht mehr erfüllen kann, weil sie nicht mehr leistungsfähig ist,Aufenthaltsgesetzes nicht mehr erfüllen kann, weil sie nicht mehr leistungsfähig ist,

insbesondere weil über ihr Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet, dieinsbesondere weil über ihr Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet, die

Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder eineEröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder eine

vergleichbare Entscheidung ausländischen Rechts getroffen wurde.vergleichbare Entscheidung ausländischen Rechts getroffen wurde.

Hat die Forschungseinrichtung ihre Anerkennung durch arglistige Täuschung,Hat die Forschungseinrichtung ihre Anerkennung durch arglistige Täuschung,

Drohung, Gewalt oder Bestechung erlangt, ist die Anerkennung zurückzunehmen.Drohung, Gewalt oder Bestechung erlangt, ist die Anerkennung zurückzunehmen.

(2) Die Anerkennung kann widerrufen werden, wenn die Forschungseinrichtung(2) Die Anerkennung kann widerrufen werden, wenn die Forschungseinrichtung

schuldhaft Aufnahmevereinbarungen unterzeichnet hat, obwohl die in § 38fschuldhaft Aufnahmevereinbarungen unterzeichnet hat, obwohl die in § 38f

genannten Voraussetzungen nicht vorlagen.genannten Voraussetzungen nicht vorlagen.



(3) Zusammen mit der Entscheidung über die Aufhebung der Anerkennung aus den(3) Zusammen mit der Entscheidung über die Aufhebung der Anerkennung aus den

in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3, in Absatz 1 Satz 2 oder in Absatz 2 genanntenin Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3, in Absatz 1 Satz 2 oder in Absatz 2 genannten

Gründen wird ein Zeitraum bestimmt, währenddessen eine erneute AnerkennungGründen wird ein Zeitraum bestimmt, währenddessen eine erneute Anerkennung

der Forschungseinrichtung nicht zulässig ist (Sperrfrist). Die Sperrfrist darfder Forschungseinrichtung nicht zulässig ist (Sperrfrist). Die Sperrfrist darf

höchstens fünf Jahre betragen. Sie gilt auch für abhängige Einrichtungen oderhöchstens fünf Jahre betragen. Sie gilt auch für abhängige Einrichtungen oder

Nachfolgeeinrichtungen der Forschungseinrichtung.Nachfolgeeinrichtungen der Forschungseinrichtung.

(4) Die Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen haben dem Bundesamt(4) Die Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen haben dem Bundesamt

für Migration und Flüchtlinge alle ihnen bekannten Tatsachen mitzuteilen, diefür Migration und Flüchtlinge alle ihnen bekannten Tatsachen mitzuteilen, die

Anlass für die Aufhebung der Anerkennung einer Forschungseinrichtung gebenAnlass für die Aufhebung der Anerkennung einer Forschungseinrichtung geben

könnten.könnten.

§ 38c Mitteilungspflichten von Forschungseinrichtungen gegenüber den§ 38c Mitteilungspflichten von Forschungseinrichtungen gegenüber den

AusländerbehördenAusländerbehörden

Eine Forschungseinrichtung ist verpflichtet, der zuständigen AusländerbehördeEine Forschungseinrichtung ist verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde

schriftlich oder elektronisch mitzuteilen, wennschriftlich oder elektronisch mitzuteilen, wenn

1. Umstände vorliegen, die dazu führen können, dass eine Aufnahmevereinbarung1. Umstände vorliegen, die dazu führen können, dass eine Aufnahmevereinbarung

nicht erfüllt werden kann oder die Voraussetzungen ihres Abschlusses nach § 38fnicht erfüllt werden kann oder die Voraussetzungen ihres Abschlusses nach § 38f

Abs. 2 entfallen oderAbs. 2 entfallen oder

2. ein Ausländer seine Tätigkeit für ein Forschungsvorhaben, für das sie eine2. ein Ausländer seine Tätigkeit für ein Forschungsvorhaben, für das sie eine

Aufnahmevereinbarung abgeschlossen hat, beendet.Aufnahmevereinbarung abgeschlossen hat, beendet.

Die Mitteilung nach Satz 1 Nr. 1 muss unverzüglich, die Mitteilung nach Satz 1 Nr.Die Mitteilung nach Satz 1 Nr. 1 muss unverzüglich, die Mitteilung nach Satz 1 Nr.

2 innerhalb von zwei Monaten nach Eintritt der zur Mitteilung verpflichtenden2 innerhalb von zwei Monaten nach Eintritt der zur Mitteilung verpflichtenden

Tatsachen gemacht werden. In der Mitteilung sind neben den mitzuteilendenTatsachen gemacht werden. In der Mitteilung sind neben den mitzuteilenden

Tatsachen und dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, Vornamen undTatsachen und dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, Vornamen und

Staatsangehörigkeiten des Ausländers anzugeben sowie dieStaatsangehörigkeiten des Ausländers anzugeben sowie die

Aufnahmevereinbarung näher zu bezeichnen.Aufnahmevereinbarung näher zu bezeichnen.

§ 38d Beirat für Forschungsmigration§ 38d Beirat für Forschungsmigration

(1) Beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge wird ein Beirat für(1) Beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge wird ein Beirat für

Forschungsmigration gebildet, der es bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben nachForschungsmigration gebildet, der es bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben nach

diesem Abschnitt unterstützt. Die Geschäftsstelle des Beirats fürdiesem Abschnitt unterstützt. Die Geschäftsstelle des Beirats für

Forschungsmigration wird beim Bundesamt für Migration und FlüchtlingeForschungsmigration wird beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

eingerichtet.eingerichtet.

(2) Der Beirat für Forschungsmigration hat insbesondere die Aufgaben,(2) Der Beirat für Forschungsmigration hat insbesondere die Aufgaben,

1. Empfehlungen für allgemeine Richtlinien zur Anerkennung von1. Empfehlungen für allgemeine Richtlinien zur Anerkennung von

Forschungseinrichtungen abzugeben,Forschungseinrichtungen abzugeben,



2. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge allgemein und bei der Prüfung2. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge allgemein und bei der Prüfung

einzelner Anträge zu Fragen der Forschung zu beraten,einzelner Anträge zu Fragen der Forschung zu beraten,

3. festzustellen, ob ein Bedarf an ausländischen Forschern durch die Anwendung3. festzustellen, ob ein Bedarf an ausländischen Forschern durch die Anwendung

des in § 18d des Aufenthaltsgesetzes und in diesem Abschnitt geregeltendes in § 18d des Aufenthaltsgesetzes und in diesem Abschnitt geregelten

Verfahrens angemessen gedeckt wird,Verfahrens angemessen gedeckt wird,

4. im Zusammenhang mit dem in § 18d des Aufenthaltsgesetzes und in diesem4. im Zusammenhang mit dem in § 18d des Aufenthaltsgesetzes und in diesem

Abschnitt geregelten Verfahren etwaige Fehlentwicklungen aufzuzeigen und dabeiAbschnitt geregelten Verfahren etwaige Fehlentwicklungen aufzuzeigen und dabei

auch Missbrauchsphänomene oder verwaltungstechnische und sonstige mitauch Missbrauchsphänomene oder verwaltungstechnische und sonstige mit

Migrationsfragen zusammenhängende Hindernisse bei der Anwerbung vonMigrationsfragen zusammenhängende Hindernisse bei der Anwerbung von

ausländischen Forschern darzustellen.ausländischen Forschern darzustellen.

(3) Der Beirat für Forschungsmigration berichtet dem Präsidenten des(3) Der Beirat für Forschungsmigration berichtet dem Präsidenten des

Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge mindestens einmal im KalenderjahrBundesamtes für Migration und Flüchtlinge mindestens einmal im Kalenderjahr

über die Erfüllung seiner Aufgaben.über die Erfüllung seiner Aufgaben.

(4) Die Mitglieder des Beirats für Forschungsmigration dürfen zur Erfüllung ihrer(4) Die Mitglieder des Beirats für Forschungsmigration dürfen zur Erfüllung ihrer

Aufgaben Einsicht in Verwaltungsvorgänge nehmen, die beim Bundesamt fürAufgaben Einsicht in Verwaltungsvorgänge nehmen, die beim Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge geführt werden.Migration und Flüchtlinge geführt werden.

(5) Der Beirat hat neun Mitglieder. Der Präsident des Bundesamtes für Migration(5) Der Beirat hat neun Mitglieder. Der Präsident des Bundesamtes für Migration

und Flüchtlinge beruft den Vorsitzenden und jeweils ein weiteres Mitglied desund Flüchtlinge beruft den Vorsitzenden und jeweils ein weiteres Mitglied des

Beirats für Forschungsmigration auf VorschlagBeirats für Forschungsmigration auf Vorschlag

1. des Bundesministeriums für Bildung und Forschung oder einer von ihm1. des Bundesministeriums für Bildung und Forschung oder einer von ihm

bestimmten Stelle,bestimmten Stelle,

2. des Bundesrates,2. des Bundesrates,

3. der Hochschulrektorenkonferenz,3. der Hochschulrektorenkonferenz,

4. der Deutschen Forschungsgemeinschaft e.V.,4. der Deutschen Forschungsgemeinschaft e.V.,

5. des Auswärtigen Amts oder einer von ihm bestimmten Stelle,5. des Auswärtigen Amts oder einer von ihm bestimmten Stelle,

6. des Bundesverbandes der Deutschen Industrie und der Bundesvereinigung der6. des Bundesverbandes der Deutschen Industrie und der Bundesvereinigung der

Deutschen Arbeitgeberverbände,Deutschen Arbeitgeberverbände,

7. des Deutschen Gewerkschaftsbundes und7. des Deutschen Gewerkschaftsbundes und

8. des Deutschen Industrie- und Handelskammertags.8. des Deutschen Industrie- und Handelskammertags.

(6) Die Mitglieder des Beirats für Forschungsmigration werden für drei Jahre(6) Die Mitglieder des Beirats für Forschungsmigration werden für drei Jahre

berufen.berufen.

(7) Die Tätigkeit im Beirat für Forschungsmigration ist ehrenamtlich. Den(7) Die Tätigkeit im Beirat für Forschungsmigration ist ehrenamtlich. Den



Mitgliedern werden Reisekosten entsprechend den Bestimmungen desMitgliedern werden Reisekosten entsprechend den Bestimmungen des

Bundesreisekostengesetzes erstattet. Das Bundesamt für Migration und FlüchtlingeBundesreisekostengesetzes erstattet. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

kann jedem Mitglied zudem Büromittelkosten in einer Höhe von jährlich nicht mehrkann jedem Mitglied zudem Büromittelkosten in einer Höhe von jährlich nicht mehr

als 200 Euro gegen Einzelnachweis erstatten.als 200 Euro gegen Einzelnachweis erstatten.

(8) Der Beirat für Forschungsmigration gibt sich eine Geschäftsordnung, die der(8) Der Beirat für Forschungsmigration gibt sich eine Geschäftsordnung, die der

Genehmigung des Präsidenten des Bundesamtes für Migration und FlüchtlingeGenehmigung des Präsidenten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge

bedarf.bedarf.

§ 38e Veröffentlichungen durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge§ 38e Veröffentlichungen durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge veröffentlicht im Internet eine aktuelleDas Bundesamt für Migration und Flüchtlinge veröffentlicht im Internet eine aktuelle

Liste der Bezeichnungen und Anschriften der anerkanntenListe der Bezeichnungen und Anschriften der anerkannten

Forschungseinrichtungen und über den Umstand der Abgabe oder des Endes derForschungseinrichtungen und über den Umstand der Abgabe oder des Endes der

Wirksamkeit von Erklärungen nach § 18d Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes. DieWirksamkeit von Erklärungen nach § 18d Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes. Die

genaue Fundstelle der Liste gibt das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge aufgenaue Fundstelle der Liste gibt das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf

seiner Internetseite bekannt.seiner Internetseite bekannt.

§ 38f Inhalt und Voraussetzungen der Unterzeichnung der§ 38f Inhalt und Voraussetzungen der Unterzeichnung der

Aufnahmevereinbarung oder eines entsprechenden VertragesAufnahmevereinbarung oder eines entsprechenden Vertrages

(1) Eine Aufnahmevereinbarung oder ein entsprechender Vertrag muss folgende(1) Eine Aufnahmevereinbarung oder ein entsprechender Vertrag muss folgende

Angaben enthalten:Angaben enthalten:

1. die Verpflichtung des Ausländers, sich darum zu bemühen, das1. die Verpflichtung des Ausländers, sich darum zu bemühen, das

Forschungsvorhaben abzuschließen,Forschungsvorhaben abzuschließen,

2. die Verpflichtung der Forschungseinrichtung, den Ausländer zur Durchführung2. die Verpflichtung der Forschungseinrichtung, den Ausländer zur Durchführung

des Forschungsvorhabens aufzunehmen,des Forschungsvorhabens aufzunehmen,

3. die Angaben zum wesentlichen Inhalt des Rechtsverhältnisses, das zwischen der3. die Angaben zum wesentlichen Inhalt des Rechtsverhältnisses, das zwischen der

Forschungseinrichtung und dem Ausländer begründet werden soll, wenn ihm eineForschungseinrichtung und dem Ausländer begründet werden soll, wenn ihm eine

Aufenthaltserlaubnis nach § 18d des Aufenthaltsgesetzes erteilt wird, insbesondereAufenthaltserlaubnis nach § 18d des Aufenthaltsgesetzes erteilt wird, insbesondere

zum Umfang der Tätigkeit des Ausländers und zum Gehalt,zum Umfang der Tätigkeit des Ausländers und zum Gehalt,

4. eine Bestimmung, wonach die Aufnahmevereinbarung oder der entsprechende4. eine Bestimmung, wonach die Aufnahmevereinbarung oder der entsprechende

Vertrag unwirksam wird, wenn dem Ausländer keine Aufenthaltserlaubnis nach §Vertrag unwirksam wird, wenn dem Ausländer keine Aufenthaltserlaubnis nach §

18d des Aufenthaltsgesetzes erteilt wird,18d des Aufenthaltsgesetzes erteilt wird,

5. Beginn und voraussichtlichen Abschluss des Forschungsvorhabens sowie5. Beginn und voraussichtlichen Abschluss des Forschungsvorhabens sowie

6. Angaben zum beabsichtigten Aufenthalt zum Zweck der Forschung in einem oder6. Angaben zum beabsichtigten Aufenthalt zum Zweck der Forschung in einem oder

mehreren weiteren Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Anwendungsbereichmehreren weiteren Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Anwendungsbereich

der Richtlinie (EU) 2016/801, soweit diese Absicht bereits zum Zeitpunkt derder Richtlinie (EU) 2016/801, soweit diese Absicht bereits zum Zeitpunkt der



Antragstellung besteht.Antragstellung besteht.

(2) Eine Forschungseinrichtung kann eine Aufnahmevereinbarung oder einen(2) Eine Forschungseinrichtung kann eine Aufnahmevereinbarung oder einen

entsprechenden Vertrag nur wirksam abschließen, wennentsprechenden Vertrag nur wirksam abschließen, wenn

1. feststeht, dass das Forschungsvorhaben durchgeführt wird, insbesondere, dass1. feststeht, dass das Forschungsvorhaben durchgeführt wird, insbesondere, dass

über seine Durchführung von den zuständigen Stellen innerhalb derüber seine Durchführung von den zuständigen Stellen innerhalb der

Forschungseinrichtung nach Prüfung seines Zwecks, seiner Dauer und seinerForschungseinrichtung nach Prüfung seines Zwecks, seiner Dauer und seiner

Finanzierung abschließend entschieden worden ist,Finanzierung abschließend entschieden worden ist,

2. der Ausländer, der das Forschungsvorhaben durchführen soll, dafür geeignet2. der Ausländer, der das Forschungsvorhaben durchführen soll, dafür geeignet

und befähigt ist, über den in der Regel hierfür notwendigen Hochschulabschlussund befähigt ist, über den in der Regel hierfür notwendigen Hochschulabschluss

verfügt, der Zugang zu Doktoratsprogrammen ermöglicht, undverfügt, der Zugang zu Doktoratsprogrammen ermöglicht, und

3. der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist.3. der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist.


